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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Kriminalität

Der Nationalrat und nach ihm auch der Ständerat überwiesen eine Motion von
Jacqueline Fehr (sp, ZH), welche den Bundesrat verpflichtet, bei der UNO einen
Vorstoss für die Schaffung eines Kompetenzzentrums für Internetkriminalität und
dabei insbesondere Kinderpornografie einzureichen. Diese Motion war im Rahmen der
Eidgenössischen Jugendsession 2002 ausgearbeitet worden. Er gab ebenfalls einer
parlamentarischen Initiative Aeppli (sp, ZH) Folge, welche fordert, dass bei der
Strafverfolgung von bedeutenden Fällen von Internetkriminalität (v.a.
Kinderpornografie), analog zu Wirtschaftskriminalität und organisiertem Verbrechen,
der Bund die Federführung übernimmt. 1

MOTION
DATUM: 31.12.2003
HANS HIRTER

Die Kantone sollen gesetzlich dazu verpflichtet werden, ein ausreichendes Angebot an
Einrichtungen bereitzustellen, wo Frauen, Männer und Kinder vorübergehend Schutz
vor Gewalt aus dem nahen sozialen Umfeld finden. Dies forderte eine
parlamentarische Initiative Fehr (sp, ZH) mit der Begründung, dass in jüngster Zeit viele
Schutzsuchende mangels Platz abgewiesen oder mangels geeigneter Einrichtungen in
Spitälern untergebracht werden mussten. Nachdem das Anliegen im Sommer 2014 in
der RK-NR auf Zuspruch gestossen war, darauf von der RK-SR jedoch abgelehnt wurde,
beriet der Nationalrat im Dezember 2015 die Initiative. Entgegen der Empfehlung seiner
Kommissionsmehrheit gab er dem Vorstoss keine Folge. Für die Umsetzung des
Opferhilfegesetzes seien die Kantone zuständig, womit sich der Bund hier nicht
einmischen müsse. 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 01.12.2015
KARIN FRICK

1)  BZ, 23.1.03; Zur Arbeit der nationalen Koordinationsstelle gegen Internetkriminalität siehe NZZ, 20.12.03.; AB NR, 2003, S.
1966 f.;AB NR, 2003, S. 501 (Beilagen I, S. 338 f.); AB SR, 2003, S. 1149 ff. 
2) AB NR, 2015, S. 1964 ff.; Kommissionsbericht RK-NR vom 27.08.2015
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